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	Name: Imiella
	Frage1: Eine Tariftreueregelung sollte ausschließlich EU-weit gelten, Eine nationale Regelung benachteiligt nationale Unternehmen, noch extremer geschieht dies derzeit auf Grundlage der verschiedenen Regelungen auf Ebene der Bundesländer. Alles in allem sollte der "Flickenteppich" unterschiedlicher landesbezogener Regelungen abgeschafft werden und eine Einheitlichkei auf EU-Ebene vereinbart werden.
	Frage2: Wenn überhaupt, s. Antwort zu 1., für die Branchen/Wirtschaftszweige, in denen der Stundenlohn durch Einführung von Leistungsfaktoren untergraben werden kann (z. B. Reinigungsgewerbe). Hier fehlt es aber schon heute an geeigneten Instrumenten innerhalb der öffentlichen Beschaffung dies im ausreichenden Maße zu überprüfen, so dass trotz hohem Aufwand Regelungen vorzugeben, ohne diese tatsächlich auf Einhaltung überprüfen zu können.
	Frage3: Wenn überhaupt, s. Antwort zu 1., alle Regelungen, die preisrelevant sind. 
	PLZ: 06108
	Sitz/Wohnort: Halle (Saale)
	Vorname: Rudolf
	Name der Organisation: Agentur für Innovation in der Cybersicherheit GmbH
	Frage6: Es reicht die Eigenerklärung i. V. m. Tarifzugehörigkeit oder Eigenerklärung i. V. m. zustimmender Erklärung des Betriebsrates. Die Erklärung muss bei mehrjährigen Verträgen miti Erhöhung des Tarifes erneut vorgelegt werden, andernfalls gilt der bisherige Tarif mit den dort vereinbarten Preisen.
	Frage4: Die Umsetzung führt zu erhebichen Verwerfungen innerhalb nationaler und eu-weiter Angebote. Da z. B. derzeit Tarife landesbezogen unterschiedlich sind, können die Angebote von Unternehmen mit geringeren Tarifen eher einen Zuschlag erhalten als die mit höheren Tarifen. Auch Rahmenvereinbarungen erhöhen die Bürokratie, da Entwicklungen bei den Tarifen ständig Neuberechnungen erfordern und eine längerfriristige Budgetplanung erschwert wird. Bei langfristigen Verträgen werden so entweder zu Beginn des Vertrages Erhöhungen bereits eingepreist, was dazu führt, dass ggf. zu viel bezahlt wird, oder die fehlende Kenntnis von weiteren Tarifsteigerungen führt zu Verlusten bei den Unternehmen. Diese Verluste werden in der Regel auf die Mitarbeiter übertragen, in dem die Leistungskennziffern erhöht werden und/oder die vereinbarte Qualität nicht erfüllt wird. Vorkehrungen können hierzu nicht getroffen werden, das Vergaberecht ist schon jetzt ein Bürokratie-Monster und weitere Regelungen erhöhen dies nur noch.
	Frage5: Die Anwendung sollte wie zu 1. dargestellt, wenn überhaupt auf EU-Ebene geregelt werden. Die Verbindung mit dem EU-Schwellenwert wäre hierzu eine zumindest Kompromissregelung.
	Frage8: Effektiv sind ausschließlich Eintragungen, z. B. in das Wettbewerbsregister, und damit Ausschluß von öffentlichen Aufträgen über mindestens vier Jahren. Für die Vergabekammern sollte hier keine Möglichkeit gegeben sein, hiervon wieder abzurücken, was in der Vergangenheit oftmals erfolgte, da die gesetzlichen Regelungen ungenau formuliert waren, da bei Erstellung der Normen offensichtlich ausreichendes Know-how von öffentlichen Einkäufern in die Gesetzesvorlagen nicht einbezogen wurden.
	Frage9: Das Vergaberecht ist kein instrument der Arbeits- und Sozialpolitik. Ziele der Arbeits- und Sozialpolitik sollten auch in erster Linie dort verfolgt werden, andernfalls ist ein wirtschaftlicher Einkauf, der auf abweichenden Zielen ausgerichtet wird, auf Grundlage wettbewerblicher Ziele nicht erfüllbar. Schon heute ist die öffentliche Beschaffung durch den Fokus auf das Vergaberecht sehr "verrechtlicht" und dient nicht mehr der betriebswirtschaftlichen Erfüllung staatlicher Aufgaben. Anstatt den wirtschaftlichen Erfolg einer Beschaffung in den Mittelpunkt zu stellen, wird vor allem die Erfüllung von gesetzlichen Regelungen als Maßstab bewertet. So obsigt oftmals "Förmelei" über einen zeitgemäßen und wirtschaftlichen Einkauf, was sich derzeit insbesondere an der unflexiblen Versorgung von Rüstungsgütern durch die Bürokratie innerhalb der Verteidigung (hier BAAINBw) zeigt. 



Die Einhaltung der Tariftreue ist unbestritten ein wichtiges, sozial- und arbeitspolitiches Ziel, und sollte daher auch von den entsprechenden Behörden auf Einhaltung mit deren Möglichkeiten überprüft werden. Die Einhaltung der Tariftreue sollte aber nicht aber Gegensand einer nationalen, öffentlichen Beschaffung sein.
	Frage7-Begruendung: Je mehr Unternehmen dazu verpflichtet werden, desto geringer sind die Wettbewerbsverzerrungen. Auch Angebote außerhalb der EU müssen zu den nationalen Tarifen bewertet werden, andernfalls werden ausschließlich nationale bzw. EU-Anbieter benachteiligt.
	Kontrollkästchen 1: Ja
	Kontrollkästchen 2: Ja
	Kontrollkästchen 3: Ja
	Kontrollkästchen 4: Ja
	Kontrollkästchen 5: Off
	Kontrollkästchen 6: Off
	Frage7-Sonstiges: 
	Art der Organisation: [Wissenschaft und Forschung]


